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In aller Kürze: 

• Union und SPD haben in ihren Wahlprogrammen 
Klimapolitik weniger betont als 2021. 

• CDU/CSU fordern Politikwechsel auch im Klimaschutz. 

• Mögliche Kompromisse bei Strompreissenkung, Neu-
bewertung des Kohleausstiegs und sozialen Aus-
gleichsmaßnahmen. 
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Gleiche Ziele, verschiedene Wege  
Deutschland hat gewählt, und eine Neuauflage der Koalition aus Union 

und SPD rückt in greifbare Nähe. Auch wenn Klimaschutz und Umwelt-

themen im Wahlkampf keine große Rolle gespielt haben, wird sich auch 

ein möglicher Kanzler Friedrich Merz Gedanken darüber machen müs-

sen, wie die Regierung das Land sicher in die Klimaneutralität steuern 

kann. Beide Parteien bekennen sich zu den beschlossenen Klimazielen 

Deutschlands und der EU. Doch ihre Pläne, wie sie diese Ziele erreichen 

wollen, unterscheiden sich in einigen Aspekten erheblich. Die Unions-

parteien wollen das Gebäudeenergiegesetz der Ampel-Regierung in der 

jetzigen Form abschaffen und das Verbrenner-Aus rückgängig machen. 

Auch der Kohleausstieg soll auf den Prüfstand, sodass sich dieser mög-

licherweise bis über 2030 hinaus verzögern könnte. Im Einklang mit der 

angestrebten technologieoffenen und marktorientierten Herangehens-

weise an den Klimaschutz halten CDU/CSU an der Option Kernenergie 

fest. Die SPD hingegen vertritt zu all diesen Punkten eine deutlich an-

dere Position. Zudem betonen die Sozialdemokraten in ihrem Wahlpro-

gramm die soziale Komponente des Klimaschutzes stärker als die Kon-

servativen. Dennoch gibt es Überschneidungen und mögliche Kompro-

misslinien. Im Vergleich zum Koalitionsvertrag der Ampel dürfte der Kli-

maschutz insgesamt eine etwas untergeordnete Rolle spielen, während 

die neue Koalition wohl die Themen Energiesicherheit und Bezahlbar-

keit stärker betonen wird. 
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Was wollen die Parteien? 
Klimaschutz gehörte 2021 zu den bestimmenden Themen im Wahl-

kampf. 2025 halten sich damit selbst die Grünen etwas zurück. Doch die 

Wirtschaftskrise hängt eng mit dem Klimaschutz zusammen. Was also 

planen Union und SPD in dieser Hinsicht? 

  

Abb. 1: Tabellarische Darstellung klimapolitischer Positionen 

Legende der Entfernung: 

• Einigkeit oder geringe Unterschiede 

• Moderate Unterschiede 

• Große Unterschiede 

 

Quelle: Parteiprogramme Union & SPD, LBBW Research 

Für beide Parteien standen in diesem Wahlkampf allerdings andere 

Themen im Vordergrund, etwa innere sowie äußere Sicherheit und Wirt-

schaft. Es bleibt daher abzuwarten, wie stark der Klimaschutz in den 

Sondierungsgesprächen zum Zuge kommt. Zur Referenz: Im 86-seiti-

gen gemeinsamen Wahlprogramm der CDU und CSU findet das Thema 

„Klima- und Umweltschutz“ auf vier Seiten Platz. Die SPD „kämpft“ in 

ihrem Wahlprogramm auf knapp zwei Seiten für „Klimaschutz, den sich 

jeder leisten kann“. 
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Konflikte und Kompromisse 
Union und SPD erkennen beide den Klimaschutz als zentrale Heraus-

forderung an, wollen allerdings unterschiedliche Wege verfolgen, um die 

Ziele zu erreichen. Während die SPD einen stärkeren sozial orientierten 

Ansatz wählt, legt die CDU/CSU den Fokus auf marktwirtschaftliche Me-

chanismen und die Bedeutung einer starken Wirtschaft. Wo liegen also 

hier die Schnittmengen und wo die Kompromissmöglichkeiten? 

1. Kohleausstieg 

Ein erster Kompromiss könnte in einer Aufweichung des Kohleausstiegs 

bestehen. Der Vorschlag der Union besteht dabei darin, den Ausstieg 

aus der Kohleverstromung an bestimmte Ausbauziele für erneuerbare 

Energien zu koppeln. Das würde bedeuten, dass Deutschland erst dann 

endgültig aus der Kohle aussteigt, wenn genügend regenerative Alter-

nativen vorhanden sind. Eine solch behutsame Herangehensweise 

könnte für die SPD attraktiv sein, insbesondere vor dem Hintergrund der 

intensiven Diskussionen, die das Abschalten der letzten deutschen 

Kernkraftwerke begleitet haben. Doch diese Vorsicht reicht nicht aus. 

Um einen Kompromiss zu erzielen, könnten die Sozialdemokraten auf 

konkretere Ausbauziele bei den erneuerbaren Energien pochen, um so 

den Kohleaussteig nicht künstlich zu verlängern. 

Im Jahr 2024 war die Kohleverstromung eine der teuersten Energiequel-

len, deutlich kostspieliger als Windkraft und Photovoltaik, zumindest was 

die Stromgestehungskosten angeht. Dennoch lässt sich im Sinne der 

Versorgungssicherheit und eines geordneten, nachhaltigen Übergangs 

mit der Vermeidung von Energieengpässen durchaus für eine solche 

Regelung argumentieren. Schließlich war Kohle auch 2024 ein wichtiger 

Träger im deutschen Energiemix. Zwar ging im ersten Halbjahr 2024 die 

in Kohlekraftwerken erzeugte Strommenge gegenüber dem Vorjahres-

zeitraum um 26,4 % auf knapp 46 Mrd. Kilowattstunden zurück, was den 

niedrigsten Wert seit Beginn der Erhebung 2018 darstellt. Mit einem An-

teil von fast 21 % an der Gesamtstromerzeugung blieben Braun- und 

Steinkohle dennoch nach Wind der zweitwichtigste Energieträger. 

2. Technologieoffensive 

Auch bei der angekündigten Technologieoffensive könnten beide Koali-

tionspartner auf einen gemeinsamen Nenner kommen. Anstatt alte 

Atomkraftwerke zu reaktivieren, könnte sich die Koalition auf eine ver-

stärkte Erforschung neuer Energietechnologien einigen. Besonders im 

Fokus könnten dabei Fusionskraftwerke und die Wasserstofftechnologie 

stehen. Auch ein klares Bekenntnis zur CO2-Kreislaufwirtschaft mit Ab-

spaltung, Speicherung und Weiterverwendung ist durchaus denkbar. 

Die Union könnte dabei guten Gewissens behaupten, sie hätte ihr Wahl-

versprechen, an der Option Kernenergie festzuhalten, wahrgemacht. 

Die SPD dahingegen muss sich wohl kaum Sorgen machen, dass die 

bereits abgestellten Kernkraftwerke, wiederbelebt werden könnten. 

Denn die von der CDU/CSU angestrebte Prüfung zur Reaktivierung be-

reits abgeschalteter Kernkraftwerke könnte zu einem ernüchternden Er-

gebnis führen. Wenn die Union die Wirtschaftlichkeit der Energieversor-

gung genau untersucht, könnte sich herausstellen, dass die Option 

Kernkraft angesichts der aktuellen Kostenstrukturen und technischen 

Herausforderungen wenig attraktiv ist. 

3. Gebäudeenergiegesetz 

Die Union will das „Heizungsgesetz“ ihrem Wahlprogramm zufolge ab-

schaffen. Ein solches Gesetz existiert nur nicht. Bei dem umstrittenen 

Gesetz von 2023 handelt sich um eine Novelle, also eine Überarbeitung, 

des bereits seit 2020 bestehenden Gebäudeenergiegesetzes (GEG). 

Was konkret die CDU/CSU also vorhat, lässt sich der Aussage nicht 

entnehmen. Sicher ist jedoch, dass eine völlige Abkehr alleine wegen 
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des regulatorischen Drucks aus Brüssel, die Energieeffizienz von Ge-

bäuden zu erhöhen, nicht realistisch ist. Mehr Wahlfreiheit für Eigentü-

mer, denn „sie wissen am besten, welche Heizungsart zu ihrem Wohn-

eigentum und zu ihrem Geldbeutel passt“, wie es im Unions-Wahlpro-

gramm heißt, hört sich im ersten Schritt verlockend an. Doch was sind 

die angestrebten klimafreundlichen Alternativen? Dabei darf der Emis-

sionshandel und dessen stetig steigende Preise nicht außer Acht blei-

ben. Es geht also um weit mehr als die Auswahl einer Heizung. Es sind 

Zweifel angebracht, ob Hauseigentümer die langfristigen Kosten ihrer 

Entscheidung angesichts der Komplexität tatsächlich überblicken kön-

nen. Doch auch hier wird es voraussichtlich zu einem Kompromiss zwi-

schen den Verhandlungspartnern kommen. Bis 2026 müssen alle EU-

Mitgliedsländer die EU-Gebäudeeffizienzrichtlinie in nationales Recht 

gegossen haben. Im Zuge dessen wird die Regierung das GEG ohnehin 

reformieren müssen. 

4. Sozialer Ausgleich 

Auch bei der finanziellen Entlastung der Bürger könnten CDU/CSU und 

SPD gemeinsame Wege finden. Allgemein kann die Union bei diesem 

Thema einige Schritte auf die SPD zugehen. „Klimaschutz muss bezahl-

bar sein“ – dieser Grundsatz gilt besonders für Bürger in wirtschaftlich 

schwierigen Situationen, die mehrheitlich die AfD gewählt haben. Um 

eine erneute Verdoppelung der AfD-Wähler in vier Jahren zu verhindern, 

muss eine schwarz-rote Koalition gezielt die einkommensschwächeren 

Bevölkerungsschichten entlasten. Ein erster Schritt wäre dabei, wie an-

gekündigt die Netzentgelte zu deckeln und die Stromsteuer zu senken. 

Auch der unbeliebte CO2-Preis wird sicherlich auf der Agenda stehen. 

Während CDU/CSU die Einnahmen aus dem CO2-Handel nutzen möch-

ten um die eben genannten Entlastungen zu finanzieren (Klimabonus), 

streben die Sozialdemokraten die Einführung eines Klimageldes an, 

also direkte Ausgleichszahlungen für Haushalte. (siehe dazu auch die 

Studie des LBBW Research: Klimageld – Effektives Instrument oder zu 

kurz gedacht?) Doch der gemeinsame Wille zur Entlastung der Bürger 

lässt auf einen verhältnismäßig leichten Kompromiss hoffen. 

5. Mobilität und Verkehr  

Ein zentrales Streitthema zwischen den beiden voraussichtlichen Koali-

tionären ist der Umgang mit der angeschlagenen deutschen Automobil-

industrie. Während die SPD am Verbrenner-Aus festhalten will und ein 

Tempolimit auf Autobahnen fordert, lehnen CDU und CSU diese Maß-

nahmen strikt ab. Ein möglicher Handel: Die SPD verzichtet auf das 

Tempolimit, setzt dafür ein günstiges ÖPNV-Ticket durch und schafft so 

eine Nachfolge für das Deutschlandticket. Die allgemeine Ausrichtung 

der Industrie bleibt ein schwieriges Diskussionsthema. Zumindest auf 

eine verstärkte Förderung der E-Mobilität könnten sich die Koalitions-

partner einigen, etwa durch einen beschleunigten Ausbau der Ladeinf-

rastruktur und Steuervorteile beim Erwerb eines Elektroautos. Diese 

Maßnahmen stimulieren sowohl die Wirtschaft als auch die Mobilitäts-

transformation. Als Entgegenkommen könnten die Sozialdemokraten 

Maßnahmen zur Sicherung von Arbeitsplätzen in der Automobilindustrie 

unterstützen, etwa durch Umschulungsprogramme und eine staatliche 

Förderung von Forschung und Entwicklung im Bereich nachhaltiger Mo-

bilitätstechnologien. 
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Fazit 
Auch wenn die Koalition noch nicht besiegelt ist, scheint sie – schon 

wegen mangelnder Alternativen – doch sehr wahrscheinlich. Vieles im 

Land wird sich ändern müssen, und auch der Klimaschutz kommt auf 

den Prüfstand. Weder SPD noch Union hatten die Klimapolitik im Wahl-

kampf groß thematisiert, und das wird sich auch in einem möglichen Ko-
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alitionsvertrag niederschlagen. Eine schwarz-rote Regierung wird wahr-

scheinlich eine weniger ambitionierte, stärker auf Versorgungssicherheit 

und wirtschaftliche Entlastung fokussierte Klimapolitik verfolgen, als es 

die Vorgängerin getan hat. Die ersten Sondierungsergebnisse, die ein 

Sondervermögen in Höhe von 500 Milliarden Euro für Infrastruktur über 

die nächsten zehn Jahre versprechen, signalisieren bereits Handlungs-

willen. Wie stark der Klimaschutz in diesen Investitionen berücksichtigt 

wird, bleibt abzuwarten. Ein mögliches Szenario könnte so aussehen: 

Die neue Bundesregierung setzt zwar den Ausbau erneuerbarer Ener-

gien fort, doch der Schwerpunkt könnte sich stärker auf die Sicherstel-

lung der Energieversorgung und die finanzielle Entlastung der Bürger 

verlagern. Klimaschutz würde zukünftig dem Primat der sozialen Ver-

träglichkeit und der Wirtschaftlichkeit unterliegen. 
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